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Vorbemerkung:

Neben diesem Merkblatt existieren noch folgende bundeseinheitlichen Kurz-Informatio-
nen:

e Merkblatt Risikomanagement

e Merkblatt zur Erstellung einer Risikoanalyse

e Merkblatt (Flyer) Sorgfaltspflichten

e Merkblatt zur Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten

e Merkblatt ,Mein Ausweis — wieso?* - Mitwirkungspflicht flir Kunden

Des Weiteren haben die Bundeslander gemeinsame Auslegungs- und
Anwendungshinweise verdffentlicht, in welchen die Regelungen des GwG ausflhrlicher
erlautert werden. Ol

Transformation, die Sie unter dem Link www.wirtschaft.bremen.de/gewerbe/
gewerbeangelegenheiten/geldwaeschepraevention-5117 oder durch Scannen des QR-
Codes aufrufen kdnnen.

A. Geldwaschepravention — Ein Thema fiir mich?!

Geldwasche - das klingt nach organisiertem Verbrechen und internationaler Kriminalitat
im ganz grofR3en Stil. Betroffen sind aber nicht nur weltweit agierende Konzerne, sondern
auch regional tatige Betriebe. Rechtschaffene Unternehmen werden von Kriminellen
nicht selten missbraucht, um Geld zu waschen. Diese versuchen dabei, Investitionen
zu tatigen, mit denen illegal erworbene Gewinne aus schweren Straftaten so in den
legalen Wirtschaftskreislauf eingeflihrt werden, dass die illegale Herkunft des Geldes
nicht mehr nachvollzogen werden kann.

Dagegen wendet sich das Gesetz Uber das Aufspiren von Gewinnen aus
schweren Straftaten - Geldwaschegesetz (GwG) und verpflichtet in Deutschland tatige
Wirtschafts-akteure, bei der Geldwaschepravention aktiv mitzuwirken. Die
mitwirkungspflichtigen Personen und Unternehmen werden daher auch ,Verpflichtete®
genannt.

Versaumnisse bei der Geldwaschepravention, zu der auch die Verhinderung von
Terro-rismusfinanzierung gehdrt, kénnen fiur Unternehmen schwerwiegende Folgen
haben. Der wirtschaftliche Schaden, den die Betroffenen im Geldwéaschefall nicht
selten erlei-den, ist dabei nicht das einzige Problem. Fur Pflichtverletzungen nach
dem GwG, die keines direkten Bezugs zu einer Geldwaschestraftat bedlrfen, kénnen
BuBgelder, bei fahrlassigen VerstoRen bis zu 50.000 Euro, bei leichtfertigen
Verstolken von bis zu 100.000 Euro und bei vorsatzlichen VerstéRen von bis zu
150.000 Euro je Einzelfall, verhangt werden. Je nach Schwere des Verstolies kann die
Hohe des Buligeldes sogar bis zu 5 Millionen Euro oder bis zu 10 % des
Vorjahresumsatzes betragen.

Daneben droht ein Imageverlust durch die im Geldwaschegesetz vorgesehene
Verof-fentlichungspflicht. Die  Aufsichtsbehérden  haben  bestandskraftige
MafRnahmen und unanfechtbare BufRgeldentscheidungen auf ihren Internetseiten flr
die Dauer von finf Jahren bekanntzumachen. Hierbei werden Art und Umfang des
VerstolRes sowie die fur den Verstol3 verantwortlichen Personen genannt.


https://www.wirtschaft.bremen.de/gewerbe/gewerbeangelegenheiten/geldwaeschepraevention-53117

Daneben ermachtigt das Gesetz
die Aufsichtsbehdorden zu Mal}-
nahmen und Anordnungen, um
die Einhaltung der geldwasche-
rechtlichen Pflichten sicherzustel-
len. Diese konnen im Verwal-
tungsverfahren auch durch emp-
findliche Zwangsgelder durchge-
setzt werden.

Der Kreis der durch das GwG be-
troffenen Personen und Unter-
nehmen ist gro®. Eine genaue
und abschlielende Aufzahlung
findet sich in § 2 Absatz 1 GwG.
Im Nichtfinanzsektor sind u. a.
Personen und Unternehmen
folgender Berufsgruppen Ver-

Typische Irrtiimer in Bezug auf Geldwéasche

,Wir sind ein mittelstdndisches Unterneh-

men und in unserem Geschéftsfeld weit
weg von internationaler Geldwésche!”

»Wir nehmen kein Bargeld und sind

daher nicht geféhrdet.

Banktransaktionen sind eine sichere

Sache gegen Geldwésche!”

»,Geldwéscher sind ausschlielllich auf
schnelle, anonyme Geschéfte aus.“

,Wir kennen unsere Kunden.
Geldwésche wiirde in unseren
Prozessen auffallen!”

pflichtete nach dem GwG:

Giterhandler (Personen, die gewerblich Glter veraufiern, gleich in wessen Namen
oder auf wessen Rechnung sie tatig sind, § 1 Absatz 9 GwG),

Kunstvermittler und Kunstlagerhalter (soweit die Lagerhaltung in einem Zollfrei-
gebiet erfolgt),

Finanzunternehmen (Unternehmen mit Haupttatigkeit gemafl § 1 Absatz 24 GwG,
soweit sie nicht bereits von § 2 Absatz 1 Nummern 1 bis 5, 7, 9, 10, 12 oder 13 GwG
erfasst sind),

Versicherungsvermittler nach § 59 des Versicherungsvertragsgesetzes, soweit
sie bestimmte, in § 2 Absatz 1 Nummer 7 GwG aufgefiihrte Versicherungsprodukte
vermitteln, wie beispielsweise Kapitallebensversicherungen.
Ausnahme: Versicherungsvermittler, die nach § 34d Absatz 6 oder Absatz 7 Num-
mer 1 der Gewerbeordnung von der Erlaubnispflicht befreit sind,

Immobilienmakler, die gewerblich den Abschluss von Kauf-, Pacht oder Mietvertra-
gen Uber Grundstlicke, grundstiicksgleiche Rechte, gewerbliche Raume oder Wohn-
raume vermitteln,

Dienstleister fiir Gesellschaften und Treuhandvermoégen oder Treuhander,
wenn sie bestimmte Dienstleistungen erbringen (zum Beispiel Grindung von Vor-
ratsgesellschaften oder das Bereitstellen eines Sitzes, einer Geschafts-, Verwal-
tungs- oder Postadresse).



Gehoren Sie zu einer der betroffenen Personen- oder Berufsgruppen, sind Sie Verpflich-
teter nach dem GwG und |hnen obliegen verschiedene Aufgaben, um Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung zu verhindern. lhre Pflichten stlitzen sich auf drei Saulen:

4 )

Geldwaschepravention

Sorgfalts-

Risiko- RUCUSE Verdachts-
management in Bezug auf meldungen

Kunden

Geldwascheaesetz

\. J

Was dies fiir Sie im Einzelnen bedeutet, erfahren Sie im Uberblick auf den folgenden
Seiten dieses Merkblatts.

B. Risikomanagement

Nicht alle Unternehmen brauchen die gleiche Risikovorsorge, um sich vor Geldwasche
und Terrorismusfinanzierung zu schiitzen. Darum richten sich die gesetzlichen Anforde-
rungen an den jeweiligen Gefahren aus.

Bei einem hoheren Geldwascherisiko sind die Anforderungen an das Risikomanage-

ment hoher, bei niedrigerem Risiko geringer.

Der Gesetzgeber verlangt von den nach dem GwG verpflichteten Personen und Unter-
nehmen ein Risikomanagement, das aus zwei Teilen besteht: Einer von ihnen vorzu-
nehmenden Risikoanalyse und hierauf aufbauend den individuellen, unternehmens-
oder betriebsinternen SicherungsmaBRnahmen gegen Geldwasche und Terroris-
musfinanzierung.

Grundsatzlich gilt: nur wenn Sie die Ihnen drohenden Risiken kennen, kénnen Sie lhr
Unternehmen wirksam dagegen schutzen.

Die Verantwortung fir das Risikomanagement tragt ein Mitglied der Leitungsebene? Ih-
res Unternehmens, das ausdricklich zu benennen ist. Diese Person muss sowohl die
Risikoanalyse als auch lhre internen Sicherungsmafinahmen genehmigen.

Risikomanagement = Risikoanalyse + Interne SicherungsmaRnahmen

Leitungsaufgabe!

2 Das GwG enthalt keine Legaldefinition des Begriffs ,Mitglied der Leitungsebene®. Dem héchsten
operativen Leitungsorgan des verpflichteten Unternehmens obliegt die Pflicht zur Genehmigung
der MaRnahmen des Risikomanagements, z. B. bei der AG dem Vorstand oder bei der GmbH

der Geschéftsfuhrung.
-4 -



Fir Unternehmensgruppen gelten besondere Vorschriften, u.a. muss das Mutterunter-
nehmen die Risikoanalyse fiir die gesamte Gruppe, das heilt fur alle gruppenange-
hérigen Unternehmen, Zweigstellen und -niederlassungen durchfiihren. Interne Siche-
rungsmaBRnahmen miissen gruppenweit einheitlich sein, der Geldwaschebeauf-
tragte muss eine gruppenweite Strategie zur Verhinderung von Geldwasche erstel-
len und der Informationsaustausch innerhalb der Gruppe muss sichergestellt sein.

Fir bestimmte Verpflichtetengruppen gelten die nachfolgend aufgefiihrten Schwellen-
werte. Ein Risikomanagement muss nur dann eingerichtet werden, wenn im Rahmen der
Geschéftstatigkeit der Schwellenwert erreicht bzw. Gberschritten wird:

¢ Kunsthandler: Transaktionen ab 10.000 Euro (bar oder unbar),

o Kunstvermittler und Kunstlagerhalter (mit Lagerhaltung in Zollfreigebieten):
Transaktionen ab 10.000 Euro (bar oder unbar),

o Edelmetallhdndler: Bartransaktionen ab 2.000 Euro (Annahme und Abgabe von
Bargeld),

o Sonstige Giiterhdndler: Bartransaktionen ab 10.000 Euro (Annahme und Abgabe
von Bargeld).

Immobilienmakler bendtigen dann ein Risikomanagement, wenn sie

o den Kauf oder Verkauf von Grundstticken oder grundstiicksgleichen Rechten oder
e Miet- oder Pachtvertrage mit einer monatlichen Nettokaltmiete oder Nettokaltpacht
ab 10.000 Euro vermitteln.

Bitte beachten Sie: Die Pflicht zur Einrichtung eines Risikomanagements gilt grundsatz-
lich bereits ab einem die o. g. Schwellenwerte erreichenden Geschéaft und auch bei auf-
gesplitteten Zahlungen im Rahmen einer Transaktion, die zusammen den betreffenden
Schwellenwert erreichen! Nahere Informationen hierzu entnehmen Sie bitte den Ausle-
gungs- und Anwendungshinweisen der Lander.

Unabhangig davon werden Sorgfaltspflichten (siehe Kapitel C und E) ausgel6st bei
Transaktionen ab 15.000 EUR oder mehr von Gelegenheitskunden, die nicht bereits auf-
grund einer bestehenden Geschaftsbeziehung geldwascherechtlich identifiziert sind,
oder wenn Tatsachen fir einen Verdacht der Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung
sprechen oder wenn Zweifel an den aufgrund des Geldwaschegesetzes erhobenen
Identitdtsangaben bestehen (§ 10 Absatz 3 Nrn. 2 bis 4 GwG). Daneben ist die Pflicht
zur Abgabe einer Verdachtsmeldung (siehe Kapitel G) zu beachten.

Um eine Verletzung der eigenen Aufsichtspflicht im Unternehmen (§ 130 Ordnungswid-
rigkeitengesetz) zu vermeiden, mussen Sie |hre Mitarbeiter Gber die Pflichten unterrich-
ten und deren Einhaltung sicherstellen.

. Risikoanalyse (§ 5 GwG)

Grundvoraussetzung fir eine angemessene Pravention ist, dass Sie sich in lhrem Un-
ternehmen zunachst tber lhr individuelles Risiko Klarheit verschaffen, indem Sie eine
sorgfiltige, vollstandige und zweckmaBige Risikoanalyse erstellen, dokumentie-
ren, regelmaBig prufen und ggf. aktualisieren.

-5-



Dabei sind insbesondere folgende Risikofaktoren zu bertcksichtigen:

Kunden-/ Produkt-/ Dienstleistungs-/ Transaktions-/ Vertriebskanalrisiken/

geografische Risiken = Risikofaktoren!

In Anlage 1 des GwG nennt der Gesetzgeber dazu Anzeichen und Faktoren flr ein
potenziell geringeres Risiko, in Anlage 2 fur ein potenziell h6heres Risiko. Die dort
genannten Anzeichen muissen Sie bei lhrer Risikoanalyse und bei den konkreten Sorg-
faltspflichten (siehe Kapitel C) beachten. Dartber hinaus enthalt die nationale Risiko-
analyse weitere Fallkonstellationen, die Ihnen helfen, Ihr Risiko vor Geschéaftsabschlis-
sen und Transaktionen besser einzuschatzen und die Sie bei der Erstellung lhrer Risi-
koanalyse heranziehen missen.

Die Aufsichtsbehdrde kann jederzeit von lhnen verlangen, die aktuelle Risikoanalyse
vorzulegen. Unter engen Voraussetzungen kénnen Sie bei der Aufsichtsbehdrde den
Antrag stellen, von der Pflicht befreit zu werden, die Risikoanalyse zu dokumentieren.

Il. Interne SicherungsmaBnahmen und Geldwaschebeauftragter
(8§ 6 und 7 GwG)

Ziel = Erkannte Risiken steuern und minimieren!

Abgeleitet aus lhrer Risikoanalyse missen Sie — bezogen auf lhr Geschaft und auf lhre
Kunden — organisatorische Ma3nahmen schaffen, um angemessen auf die festgestellten
Gefahren reagieren zu kdnnen. Die Mallnahmen mussen der jeweiligen Risikosituation
entsprechen und diese hinreichend abdecken.

1. Interne Grundsatze, Verfahren und Kontrollen

Legen Sie genau fest, wer in Ihrem Unternehmen wann und wie die Vorgaben des Geld-
waschegesetzes zu erflllen hat. Geben Sie konkrete Handlungsanweisungen!

Tipp: Erstellen Sie ein ,Geldwédschehandbuch®. Legen Sie darin fest, wer in welchen
Féllen die Identifizierungs- und Aufzeichnungspflichten wie zu erfiillen hat und
wie_mit aulRergewbhnlichen / verdéchtigen Sachverhalten und der Meldepflicht
im Verdachtsfall umzugehen ist. Regeln Sie auch, wer die Einhaltung der Vorga-
ben in welchen Abstédnden kontrolliert und die Kontrolle dokumentiert. Dies kann
Sie vor dem Vorwurf des Organisationsverschuldens schiitzen!

2. Geldwaschebeauftragter und Stellvertreter
Hinsichtlich der Bestellung eines Geldwaschebeauftragten gilt es zu unterscheiden:

e Die nach dem GwG verpflichteten Finanzunternehmen haben eine daflir qualifizierte
zuverlassige Person als Geldwaschebeauftragten auf Flhrungsebene und einen
Stellvertreter zu bestellen und der Aufsichtsbehérde vorab anzuzeigen.

e Fur alle uibrigen Verpflichteten, die unter die Aufsicht der Lander fallen, kann

die Aufsichtsbehdrde die Bestellung eines Geldwaschebeauftragten anordnen, wenn
-6-



sie es fir risikoangemessen halt. Fir Giterhandler, die im Bereich hochwertiger
Giiter tatig sind, sieht das GwG vor, dass die Pflicht zur Bestellung eines Geldwa-
schebeauftragten in der Regel behdérdlich angeordnet werden soll — hierzu haben
viele Aufsichtsbehdrden Allgemeinverfligungen erlassen, die Sie auf der jeweiligen
Homepage finden.

3. Unterrichtung der Mitarbeiter

Alle Personen, die in lnrem Unternehmen mit geldwascherelevanten Geschéaftsvorfallen
in Kontakt kommen kénnen, missen neben den Pflichten des Geldwaschegesetzes und
sonstigen Vorschriften (unter anderem Datenschutzbestimmungen, siehe § 11a GwG)
auch die gangigen Typologien und Methoden der Geldwasche und Terrorismusfinanzie-
rung kennen und Uber Anderungen laufend informiert werden.

Tipp: Dokumentieren Sie, wen Sie wann, wie und mit welchen Inhalten unterrichtet
haben.

4.  Zuverlassigkeitsiiberpriifung der Mitarbeiter

Mitarbeiter, die mit geldwascherelevanten Sachverhalten befasst sind, missen Sie in
geeigneter Weise auf ihre Zuverlassigkeit Uberprifen. Halt sich lhr Personal an das
Geldwaschegesetz und lhre internen Vorschriften? Werden Verdachtsfalle gemeldet?
Beteiligt sich Ihr Personal an zweifelhaften Geschéaften? Uberpriifen Sie dies insbeson-
dere durch Personalkontroll- oder Beurteilungssysteme.

5. Auslagerung interner SicherungsmafBnahmen (,,Outsourcing“)

Unter bestimmten, in § 6 Absatz 7 GwG genannten Voraussetzungen ist eine vertragli-
che Auslagerung auf einen Dritten (Dienstleister) mdglich. Den Dritten missen Sie mit
Sorgfalt auswahlen. Die Auslagerung mussen Sie lhrer Aufsichtsbehdrde vorab anzei-
gen. In der Anzeige sind die vertraglichen Vereinbarungen darzulegen. Die Verantwor-
tung fiir die SicherungsmaBnahmen und deren Durchfiihrung bleibt stets bei
lhnen als Verpflichtetem.

Beachten Sie: Die Aufsichtsbehdrde kann anordnen, dass Sie die fiir Ihr Unternehmen
erforderlichen internen Sicherungsmalinahmen schaffen!

C. Sorgfaltspflichten in Bezug auf Kunden

»Know your customer® — Stellen Sie sicher, dass Sie lhren Kunden kennen!

Straftater legen groRen Wert auf Anonymitat und Verschleierung. Damit wollen sie ver-
hindern, dass sie fir ihre Taten zur Verantwortung gezogen werden und illegal erlangte
Vermdgenswerte herausgeben missen. Transparenz von Geschaftsbeziehungen,
Transaktionen und Kunden sowie das Aufdecken méglicher Strohmanngeschafte sind
daher Kernelemente im Kampf gegen Geldwasche und Terrorismusfinanzierung.



Es ist die zentrale Verpflichtung nach dem GwG, dass Sie wissen, mit wem Sie Ge-
schafte machen. Hierfir missen Sie Ihre Kunden nicht nur identifizieren, sondern auch
priifen, ob die von diesen gemachten Angaben stimmen. Die von lhnen einzuholen-
den Unterlagen miussen aufgezeichnet und aufbewahrt werden.

Im folgenden Abschnitt geht es daher im Wesentlichen um folgende Sorgfaltspflichten:

(1) die Identifizierung des Vertragspartners und der ggf. auftretenden Person,

(2) die Prufung, ob die fir den Vertragspartner auftretende Person hierzu berechtigt ist,

(3) die Ermittlung und Identifizierung (§ 11 Absatz 5 GwG) des wirtschaftlich Berechtig-
ten,

(4) die Feststellung, ob es sich bei dem Vertragspartner oder dem wirtschaftlich Be-
rechtigten um eine politisch exponierte Person handelt und

(5) die kontinuierliche Uberwachung der Geschéaftsbeziehung.

Der konkrete Umfang dieser Kundensorgfaltspflichten muss dem jeweiligen Geldwa-
scherisiko in Bezug auf den Vertragspartner, die Geschaftsbeziehung oder die Transak-
tion entsprechen. Dies kann von der Aufsichtsbehdérde geprift werden.

Sind Sie nicht in der Lage, die Sorgfaltspflichten (1) bis (4) zu erfillen, durfen Sie die
Geschéftsbeziehung nicht begriinden oder fortsetzen bzw. die Transaktion nicht durch-
fuhren und bestehende Geschaftsbeziehungen missen dann beendet werden. Ein Ver-
stol} hiergegen kann mit einer Geldbulie geahndet werden.

. Identifizierung, § 10 Absatz 1 Nummer 1 GwG

1.  Wer ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1 GwG)

Kunde + Fiir den Kunden + Wirtschaftlich
(Vertraaspartner) auftretende Person Berechtiagter

Als Verpflichteter haben Sie bei allen neuen Kunden den Vertragspartner, gegebenen-
falls fur diesen auftretende Personen (zum Beispiel Boten) und wirtschaftlich Berechtigte
(siehe unter Buchstabe C. Abschnitt Il.) zu identifizieren. Bei bereits bestehenden Ge-
schaftsbeziehungen/Stammkunden missen Sie risikoorientiert, insbesondere, wenn
sich mal3gebliche Umstande beim Kunden andern, die Angaben prifen und gegebenen-
falls eine Neuidentifizierung vornehmen (§ 10 Absatz 3 und Absatz 3a GwG).

2. Wann ist zu identifizieren? (§ 11 Absatze 1 u. 2, § 10 Absatze 3, 6 u. 6a
GwG)

Die Identifizierung muss vor Begriindung der Geschaftsbeziehung beziehungsweise vor
Durchfuhrung der Transaktion erfolgen, das heifl3t beispielsweise vor Abschluss des
Kauf- oder Versicherungsvertrages.



Fur die Kunstbranche, den Gold- und Edelmetallhandel, sonstige Guterhandler und Im-

mobilienmakler gibt es besondere Regelungen:

o Kunsthandler, Kunstvermittler und Kunstlagerhalter (mit Lagerhaltung in Zoll-
freigebieten) missen ihre Kunden dann identifizieren, wenn es sich um eine Trans-
aktion im Wert von 10.000 Euro oder mehr handelt (bar oder unbar),

e Edelmetallhandler missen ihre Kunden dann identifizieren, wenn sie bei Edelme-
tall-An- oder -Verkaufen Bartransaktionen ab 2.000 Euro tatigen (Annahme oder
Abgabe von Bargeld),

o Sonstige Guterhandler missen ihre Kunden nur dann identifizieren, wenn sie Bar-
transaktionen ab 10.000 Euro tatigen (Annahme oder Abgabe von Bargeld),

¢ Immobilienmakler missen die Vertragsparteien des vermittelten Rechtsge-
schafts auf beiden Seiten des Kauf-, Miet-, oder Pachtvertrages Uber die Immo-
bilie identifizieren, sobald ein ernsthaftes Interesse der Vertragsparteien an der
Durchfiihrung des vermittelten Rechtsgeschaftes besteht und die Vertrags-
parteien hinreichend bestimmt sind. Das ist bspw. der Fall, wenn eine Reservie-
rungsvereinbarung getroffen oder ein Vorvertrag abgeschlossen wird. Bei einer Ver-
mietung oder Verpachtung gilt die Identifizierungspflicht nur, wenn eine monatli-
che Miete bzw. Pacht (ohne Betriebskosten, aber einschliellich der Miete Gber Ne-
benflachen) von 10.000 Euro oder mehr vereinbart wird.

Die Identifizierungspflicht gilt auch dann, wenn kleinere, im Zusammenhang stehende
Betrage die Schwellenwerte erreichen und schwellenwertunabhédngig, wenn Tatsa-
chen vorliegen, die darauf hindeuten, dass es sich bei den Vermbgenswerten, die im
Zusammenhang mit der Transaktion oder Geschaftsbeziehung stehen, um den Gegen-
stand von Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung handelt.

3.  Wie ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 4, § 12 Abséatze 1 u. 2 und § 8 Absatz
2 GwG)

Identifizieren = Angaben erheben und Identitat priifen;

Daten dokumentieren und aufbewahren!

Tipp: Die Aufsichtsbehérden stellen Dokumentationsbdgen zur Verfiigung. Diese leiten
Sie durch alle wichtigen Identifizierungsschritte.



Je nachdem, ob Ihr Vertragspartner eine natirliche oder juristische Person/ Personen-
gesellschaft ist, missen Sie unterschiedlich vorgehen:

(

Juristische Personen und Per-
sonengesellschaften
(bspw. GmbH, OHG, KG, eGbR,

Natiirliche Person
(Privatperson oder
Einzelunternehmen)

Verein)
Giltiger amtlicher Auszug aus
Ausweis amtlichem Register
(i. d. R. Personalausweis oder Verzeichnis
oder Reisepass) (z. B. Handelsregisterauszug)

v v

Kopien/Ausdruck fertigen oder Scan/Foto abspeichern.

-

\

Achten Sie darauf, dass Ihnen vorgelegte Dokumente tatsachlich der zu identifizieren-
den Person zuzuordnen sind; bei natlrlichen Personen: Lichtbildausweis! Die Identifi-
zierung muss grundsatzlich anhand eines giltigen Originaldokumentes erfolgen.

Ist dies nicht mdglich, beispielsweise bei Geschaften Uber das Internet oder mit dem
Ausland, sieht das Geldwaschegesetz alternative Moglichkeiten, wie elektronische Iden-
tifizierungssysteme, vor. Viele Aufsichtsbehdrden tolerieren eine Videoidentifizierung,
aber nur, wenn diese den derzeitigen Standards der Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin)® entspricht! Erkundigen Sie sich im Zweifelsfall vor der Nutzung
bei lhrer Aufsichtsbehdrde. Eine Ausweiskopie oder ein Scan per Mail geniigt nicht,
um die Identitatsprifung vorzunehmen und die Pflicht zur ordnungsgemafen
Identifizierung zu erfiillen!

Folgende Daten miissen Sie erheben (§ 11 Absatz 4, § 8 Absatz 2 GwG):

Nattirliche Personen einschl. Juristische Personen und
Einzelkaufleute: Personengesellschaften:
e Vorname und Nachname e Name und Bezeichnung der juristischen
e  Geburtsort und -datum Person oder Gesellschaft mit Rechts-
e Staatsangehdrigkeit form (bspw. GmbH, AG, eGbR, OHG,
e Wohnanschrift Genossenschaft, S.E., S.R.L. ...)
e Art des Ausweises e Registernummer (falls vorhanden)
e Ausweisnummer e Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlas-
e ausstellende Behdrde sung
o Namen der Mitglieder des Vertretungsorgans
oder der gesetzlichen Vertreter

8 BaFin-Rundschreiben 3/2017 (GZ: GW 1-GW 2002-2009/0002)
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Neben dem Vertragspartner missen Sie immer auch die fir diesen ggf. auftretende Per-
son identifizieren und prifen, ob diese Person hierzu berechtigt ist (z. B. durch Voll-
macht oder Eintrag im Handelsregister).

Sie haben nicht nur das Recht, sondern die Pflicht, vollstiandige Kopien der Doku-
mente und Unterlagen anzufertigen oder sie vollstindig optisch digital zu erfas-
sen. Kunden oder Vertragspartner missen bei ihrer Identifizierung mitwirken und die
ndtigen Informationen und Unterlagen zur Verfigung stellen sowie Anderungen anzei-
gen (§ 11 Absatz 6 GwG).

Auch bei personlicher Bekanntschaft oder langjahriger Beziehung ist es notwendig, lhren
Kunden einmal vollstandig und anhand der vorgeschriebenen Dokumente zu identifizie-
ren. Bei weiteren pflichtausldsenden Geschéaften mussen Sie den Vertragspartner nicht
immer wieder aufs Neue identifizieren. Es reicht aus, den Namen und den Umstand auf-
zuzeichnen, dass die Person bereits zuvor identifiziert wurde.. Bei Zweifeln, ob die auf-
grund friherer Identifizierung erhobenen Angaben weiterhin zutreffen, missen Sie auch
diesen Kunden erneut identifizieren (§ 11 Absatz 3 GwG).

Die Durchflihrung der Sorgfaltspflicht der Kundenidentifizierung kann von Ihnen auch auf
einen geeigneten Dritten Ubertragen werden. Die Voraussetzungen fiir eine solche Aus-
lagerung kénnen Sie den Auslegungs- und Anwendungshinweisen fiir den Nichtfinanz-
sektor zum Geldwaschegesetz entnehmen. Ebenso finden Sie dort weiterfihrende In-
formationen Uber Identifizierungsmaoglichkeiten.

Kunden muissen bei ihrer Identifizierung nach dem GwG mitwirken!

Sollte der anhand eines Ausweises identifizierte Kunde im Einzelfall lediglich das Kopieren
bzw. die optisch digitalisierte Erfassung des Ausweises verweigern, fihrt alleine diese Tat-
sache aus Grunden der VerhaltnismaRigkeit nicht zwingend zur Beendigungspflicht des
§ 10 Absatz 9 GwG:

Die Kopierpflicht zahlt zu den Aufzeichnungspflichten des § 8 GwG und nicht zu den Sorg-
faltspflichten. Besteht bei dem konkreten Geschaft ein geringes Geldwasche-/Terrorismus-
finanzierungsrisiko und sind die Griinde fiir die Verweigerung der Ausweiskopie im Einzelfall
nachvollziehbar, kann daher ausnahmsweise auf die Dokumentation des Ausweisdokumen-
tes in Form einer Kopie verzichtet werden. Dieser Sachverhalt einschlieRlich der Risikobe-
wertung und der Grinde ist jedoch immer zu dokumentieren! Naheres dazu kénnen Sie den
bundeseinheitlichen Auslegungs- und Anwendungshinweisen unter Nr. 4.10.2 entnehmen.

Il. Wirtschaftlich Berechtigter (§ 3 und § 11 Absatz 5 GwG)

Kriminelle benutzen oft Stronmanner, um unerkannt aus dem Hintergrund zu agieren
und Nutzen aus den durch Straftaten erlangten Vermdgenswerten zu ziehen. Zur Ver-
hinderung und Aufklarung von Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung ist es daher
wichtig, aufzudecken, wer wirklich — als sogenannter ,wirtschaftlich Berechtigter” — hinter
einem Geschaft steht.

Wirtschaftlich Berechtigter ist die natiirliche Person, in deren Eigentum oder unter de-
ren Kontrolle der Vertragspartner letztlich steht oder die naturliche Person, auf deren

Veranlassung eine Transaktion letztlich durchgefiihrt oder eine Geschéaftsbeziehung
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letztlich begrindet wird. Natirlich kommt es auch vor, dass es keinen abweichenden
wirtschaftlich Berechtigten gibt.

Bei juristischen Personen zahlt zu den wirtschaftlich Berechtigten grundsatzlich jede
naturliche Person, die unmittelbar oder mittelbar mehr als 25 Prozent der Kapitalanteile
halt beziehungsweise mehr als 25 Prozent der Stimmrechte kontrolliert oder auf ver-
gleichbare Weise Kontrolle ausubt.

Gerade bei juristischen Personen und Personengesellschaften kommt es haufig zu kom-
plexen gesellschaftsrechtlichen Geflechten. Ob es einen wirtschaftlich Berechtigten gibt
und wer dies ist, missen Sie immer zunachst durch Abfrage bei lhrem Vertragspartner
oder der gegebenenfalls fir diesen auftretenden Person ermitteln. Dies schreibt
§ 11 Abs. 5 Satz 3 GwG vor. Danach Uberpriifen Sie die Angaben.

Der Vertragspartner muss lhnen gegenuber offenlegen, ob er das Geschaft fir einen
wirtschaftlich Berechtigten durchflihren méchte — dabei muss er lhnen auch die Identitat
des wirtschaftlich Berechtigten nachweisen.

Eine Erhebung der Angaben aus dem Transparenzregister geniigt nicht!

In Ausnahmefallen kénnen Sie auf den sogenannten ,fiktiven wirtschaftlich Berechtigten®
zuruckgreifen (siehe § 3 Absatz 2 Satz 5 GwG). Im Rahmen der Abklarung und ggf.
Identifizierung des wirtschaftlich Berechtigten missen Sie im Fall einer juristischen Per-
son/Personengesellschaft auch deren Eigentums- und Kontrollstruktur in Erfahrung brin-
gen. Diese und die Malnahmen, die Sie zur Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten
getroffen haben, sind zu dokumentieren. Bei fiktiven wirtschaftlich Berechtigten sind et-
waige Schwierigkeiten, die wahrend des Uberpriifungsvorganges aufgetreten sind, auf-
zuzeichnen. Gibt es keinen abweichenden wirtschaftlich Berechtigten, ist auch dieser
Umstand zu dokumentieren.

Wirtschaftlich Berechtigter (wB) vorhanden?

Immer: Kunden fragen Angaben risikoorientiert
ob es einen abweichen- prifen, ggf. anhand
den wB gibt und - falls ja Transparenzregister
- wer dies ist (s. u.), und aufzeichnen

Von wirtschaftlich Berechtigten missen Sie zumindest den Namen erheben. Das GwG
verfolgt einen risikoorientierten Ansatz. Sollten Sie im Einzelfall feststellen, dass ein
erhohtes Risiko besteht, missen Sie darlber hinaus weitere ldentifizierungsmerkmale
erheben. Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift dirfen Sie jedoch unabhangig vom
festgestellten Risiko erfassen. Die Uberpriifung der erhobenen Angaben darf grundsatz-
lich ebenfalls risikoangemessen erfolgen. Im Fall der Begrindung einer neuen Ge-
schaftsbeziehung mit einer transparenzregisterpflichtigen Vereinigung missen Sie aber
regelmaRig einen Auszug der im Transparenzregister zuganglichen Daten einholen.*

4Die ebenfalls in § 12 Absatz 3 Satz 2 GwG genannte Mdglichkeit, einen Nachweis der Registrierung
nach § 20 Absatz 1 oder § 21 GwG anstatt eines Auszuges der im Transparenzregister zuganglichen
Daten einzuholen, ist nach Auskunft des Transparenzregisters derzeit nicht moglich.
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Beispiele:

Der Enkel (Vertragspartner) kauft auf Veranlassung seines GroBvaters mit dessen Geld (wirt-
schaftlich Berechtigter) ein Schmuckstlick als Geschenk fiir die GroBmutter im Wert von
11.000 Euro und zahlt dieses bar.

Der Geschéftsfiihrer einer GmbH (auftretende Person) schliel3t einen Kaufvertrag (iber ein Fahr-
zeug namens und im Auftrag des Unternehmens (Vertragspartner) als Firmenfahrzeug und zahlt
12.000 Euro bar an. Als wirtschaftlich Berechtigter wird der Gesellschafter X ermittelt, der
\_ 75% der Anteile an der GmbH hélt.

J

Legt Ihr Vertragspartner Ihnen gegentber nicht offen, ob er die Geschéaftsbeziehung oder die
Transaktion fiir einen wirtschaftlich Berechtigten begriinden, fortsetzen oder durchfiihren will,
haben Sie die Pflicht, hiertiber eine Verdachtsmeldung nach § 43 GwG zu erstatten (s. u.
Abschnitt G). Sie durfen dann die Geschaftsbeziehung nicht begriinden bzw. die Transaktion
nicht durchfiihren (§ 10 Absatz 9 GwG).

Transparenzregister

Das Transparenzregister enthalt Angaben zu wirtschaftlich Berechtigten von Unterneh-
men sowie Personenvereinigungen und ist erforderlich, um moglichst genaue Informati-
onen zu wirtschaftlich Berechtigten zu erhalten. Das Transparenzregister wird beim Bun-
desanzeiger Verlag GmbH geflihrt und kann unter www.transparenzreqister.de abgeru-
fen werden.

Mitteilungspflichten

Mitteilungspflichtig Gber ihre wirtschaftlich Berechtigten sind u. a. juristische Personen
des Privatrechts, eingetragene Personengesellschaften, Trusts, trustahnliche Rechtsge-
staltungen sowie deren Verwalter, die ihren Wohnsitz oder Sitz in Deutschland haben
sowie Gesellschaften/Vereinigungen mit Sitz im Ausland, die Eigentum an einer in
Deutschland gelegenen Immobilie halten oder sich verpflichten, solches Eigentum zu
erwerben (§ 20 Absatz 1 Satz 2 GwG). Diese mussen Daten an das Transparenzregister
liefern und werden auch ,transparenzpflichtige Rechtseinheiten“ genannt. VerstoRe ge-
gen die Transparenzpflichten sind buRgeldbewehrt.

Einsichtnahme

Als Verpflichteter kbnnen Sie das Transparenzregister nutzen, um die nach § 11 Ab-
satz 5 GwG beim Vertragspartner erhobenen Daten zu wirtschaftlich Berechtigten zu
verifizieren. In vielen Fallen sind Sie dazu sogar verpflichtet. Sie kdnnen hierzu selbst
Einsicht in das Register nehmen oder sich im Rahmen der Mitwirkungspflicht einen Aus-
zug der im Transparenzregister zuganglichen Daten von lhrem Geschaftspartner geben
lassen. Bei Begriindung einer neuen Geschiftsbeziehung mit einer transparenzre-
gisterpflichtigen Rechtseinheit (z. B. einer GmbH) mussen Sie die Angaben immer an-
hand eines Transparenzregisterauszugs Uberprufen.

Bitte beachten Sie:

Die Pflicht einen Auszug der (ber das Transparenzregister zugénglichen Daten einzu-
holen, gilt bei ,Begriindung einer Geschéftsbeziehung“. Das GwG unterscheidet begriff-
lich zwischen der ,Geschéftsbeziehung” (§ 1 Absatz 4 GwG) und der ,Transaktion”
(§ 1 Absatz 5 GwG). Bei der Geschéftsbeziehung wird beim Zustandekommen des Kon-
takts davon ausgegangen, dass die Beziehung von gewisser Dauer sein wird. Die Ein-
zeltransaktion bei einem Gliterhdndler I6st die oben genannte Pflicht nicht aus.
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Fur eine Einsichtnahme ins Transparenzregister missen Sie sich zunachst auf der ge-
nannten Webseite des Transparenzregisters als Nutzer registrieren. Die Einsicht-
nahme muss im Einzelfall ebenfalls Gber die Webseite beantragt werden und ist kosten-
pflichtig.

Zur Uberprifung der Angaben diirfen Sie sich im Regelfall auf die Eintragungen im
Transparenzregister verlassen, es sei denn, Sie haben Zweifel an den dort enthal-

tenen Informationen oder haben Erkenntnisse fiir ein erhohtes Risiko der Geldwa-
sche oder Terrorismusfinanzierung.

Unstimmigkeitsmeldung

Unstimmigkeiten zwischen von lhnen erlangten Erkenntnissen zum wirtschaftlich Be-
rechtigten und den Eintragungen im Transparenzregister missen Sie unverzlglich tber
die Webseite an die registerfihrende Stelle (Bundesanzeiger Verlag GmbH) melden
(§ 23a GwG).

lll. Politisch exponierte Personen (,,PeP*)

Das Geldwaschegesetz verlangt, dass Sie - unabhangig von lhrer personlichen Risi-
koeinschatzung im konkreten Fall - immer mit angemessenen, risikoorientierten Verfah-
ren prifen und feststellen, ob es sich bei lnrem Vertragspartner oder dem wirtschaftlich
Berechtigten um eine PeP, ein Familienmitglied einer PeP oder um eine bekannterma-
Ren einer PeP nahestehende Person handelt. Dies ist jeder, bei dem Grund zu der An-
nahme besteht, dass eine wirtschaftliche Beziehung zu einer politisch exponierten Per-
son besteht oder dass zu dieser PeP sonstige enge Geschaftsbeziehungen unterhalten
werden.

Beim Vorliegen des PeP-Status liegt ein erhdhtes Risiko vor und Sie missen in Bezug
auf den Kunden und die Geschaftsbeziehung/Transaktion verstarkte Sorgfaltspflichten
beachten.

Zum Personenkreis der sogenannten "politisch exponierten Personen" (kurz: PeP) ge-
héren Personen, die ein hochrangiges o6ffentliches Amt im In- oder Ausland ausiben
oder in den vergangenen zwolf Monaten ausgelbt haben (§ 15 Absatz 4 GwG). Eine
Definition von PeP finden Sie im GwG (§ 1 Absatz 12 GwG).

Die EU-Kommission hat eine Liste veroffentlicht, in der die Bezeichnungen aller Amter
innerhalb der EU aufgeflhrt sind, die einen PeP-Status begriinden. Dort werden politisch
exponierte Personen nicht namentlich aufgelistet, sondern von den einzelnen Mitglied-
staaten als PeP qualifizierte Amter/Funktionen.®

In Deutschland gelten als PeP: Bundesprasident, Bundeskanzler, Bundesminister sowie
stellvertretende Minister und Staatssekretare. Aulerdem alle Mitglieder des Deutschen
Bundestages und des Bundesrates sowie Mitglieder der Bundesvorstande und Partei-
vorstande der politischen Parteien. Zudem die Prasidenten und Richter am Bundesver-
fassungsgericht, Bundesgerichtshof, Bundesarbeitsgericht, Bundesverwaltungsgericht,

5 Link zur PeP-Liste im Amtsblatt der Europaischen Union: https://t1p.de/wwtj
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Bundessozialgericht, Bundesfinanzhof und den Landesverfassungsgerichtshéfen sowie
Prasident und Vizeprasident des Bundesrechnungshofes und Prasidenten und Vizepra-
sidenten der Landesrechnungshdfe. Details fir Deutschland entnehmen Sie bitte der
EU-PeP-Liste, Seiten 39 — 40. Beachten Sie, dass die als PeP definierten Funktionen in
anderen Mitgliedsstaaten abweichen kénnen. Verpflichtete diirfen sich zur Bestimmung
des PeP-Status demnach nicht alleine auf die Angaben in der EU-PeP-Liste verlas-
sen: In Zweifelsfallen, insbesondere wenn eine Funktion dort nicht aufgefuhrt ist, mus-
sen Sie eine Prifung des PeP-Status anhand der Definition in § 1 Absatz 12 Satz 2 GwG
vornehmen.

Im Regelfall genugt es, Ihren Vertragspartner beziehungsweise den wirtschaftlich Be-
rechtigten im Hinblick auf ihren PeP-Status zu befragen. Die erganzende Nutzung einer
,PeP-Datenbank® kann aber risikoangemessen sein, wenn Sie regelmafig mit PeP-Kun-
den rechnen oder zu tun haben.

Merke: Sie mussen die Erkenntnisse tber den PeP-Status in jedem Einzelfall

dokumentieren!

D. Vereinfachte Sorgfaltspflichten (§ 14 GwG)

Stellen Sie unter Berucksichtigung der in den Anlagen 1 und 2 zum GwG genannten
Risikofaktoren (siehe Kapitel B) fest, dass in bestimmten Bereichen (zum Beispiel be-
stimmte Kundengruppen, bestimmte Produkte) nur ein geringes Risiko der Geldwa-
sche oder Terrorismusfinanzierung besteht, dirfen Sie zwar den Umfang der unter
Kapitel C beschriebenen MaRnahmen angemessen reduzieren. Sie missen aber in je-
dem Fall alle oben unter C. 3. in der Tabelle aufgeflhrten Daten erheben! Vergewissern
Sie sich im Einzelfall, dass die Geschaftsbeziehung oder Transaktion tatsachlich nur ein
geringes Risiko der Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung aufweist! Trifft dies zu,
kénnen Sie insbesondere die Uberpriifung der Identitat auch anhand anderer geeigneter
Dokumente, die aus einer glaubwirdigen und unabhangigen Quelle stammen, vorneh-
men. Der Umfang Ihrer MalRnahmen muss stets ausreichen, dass Sie Verdachtsfalle
erkennen und gegebenenfalls melden kénnen.

Achtung: Auf Verlangen der Aufsichtsbeh6érde miissen Sie (auch fiir den Einzelfall)
darlegen kbénnen, dass der Umfang der von lhnen getroffenen MalBnahmen risiko-
angemessen ist!

E. Verstarkte Sorgfaltspflichten (§ 15 GwG)

Hf:l?es Risiko . .PeP Bezug.zEJ Auffillige
(Risikoanalyse, (politisch expo- Hochrisi-
Einzelfall) nierte Person) kostaat

Verstarkte Sorgfaltspflichten

Entsprechend dem risikoorientierten Ansatz des Geldwaschegesetzes mussen Sie in

den folgenden Fallen zusatzlich zu den unter Kapitel C beschriebenen allgemeinen
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Sorgfaltspflichten verstarkte Sorgfaltspflichten erflllen (§ 15 Absatz 4 bis 7 GwG). Diese
lassen sich in fiinf Fallgruppen einteilen:

1.

Sie stellen im Rahmen |hrer Risikoanalyse oder im Einzelfall fest, dass ein héhe-
res Risiko der Geldwéasche oder Terrorismusfinanzierung bestehen kann.

Ihr Vertragspartner oder der wirtschaftlich Berechtigte ist eine PeP¢, ein Fa-

milienmitglied oder eine bekanntermalen einer PeP nahestehenden Person:

Bei beiden Fallkonstellationen miissen Sie folgende Malinahmen ergreifen:

» Zustimmung eines Mitgliedes der Fuhrungsebene zur Begrindung oder Fortset-
zung der Geschaftsbeziehung;

» Herkunftsbestimmung der Vermdgenswerte mit angemessenen Mal3nahmen (ri-
sikoorientiert kann auch die Selbstauskunft des Kunden genigen);

> Verstéarkte kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung.

Ist die PeP aus ihrem o6ffentlichen Amt ausgeschieden, sind die verstarkten Sorg-
faltspflichten noch mindestens weitere zwolf Monate danach zu beachten (§ 15 Ab-
satz 4 GwG).

Es handelt sich um eine Geschaftsbeziehung oder Transaktion, an der ein Drittstaat
mit hohem Risiko oder eine in diesem Drittstaat ansassige natirliche oder juristi-
sche Person beteiligt ist:

» Einholen zusatzlicher Informationen tber den Vertragspartner, den wirtschaftlich
Berechtigten und die angestrebte Art der Geschéaftsbeziehung;

» Zustimmung eines Mitgliedes der Flihrungsebene zur Begriindung oder Fortset-
zung der Geschaftsbeziehung;

> Verstéarkte kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung;

» Herkunftsbestimmung der Vermégenswerte und des Vermdgens des wirtschaft-
lich Berechtigten (aufder bei sogen. fiktiven wirtschaftlich Berechtigten) mit ange-
messenen MalRnahmen (risikoorientiert kann auch die Selbstauskunft des Kun-
den genugen);

> Einholen von Informationen Uber die Griinde fir die Transaktion; soweit es zur
Beurteilung der Gefahr von Terrorismusfinanzierung erforderlich ist: Einholen
von Informationen Uber die geplante Verwendung der eingesetzten Vermdgens-
werte;

Dies gilt nicht fur Zweigstellen von in der EU niedergelassenen verpflichteten Un-
ternehmen und flr Tochterunternehmen, die ihren Standort in einem Drittstaat mit
hohem Risiko haben, sich aber uneingeschrankt an die gruppenweiten Strategien
und Verfahren halten (§ 15 Absatz 3 Nr. 2 GwG).

4. Sie sind ein Finanzunternehmen nach § 2 Absatz 1 Nr. 6 GwG oder ein Versiche-

rungsvermittler nach § 2 Absatz 1 Nr. 8 GwG und gehen mit der Geschéaftsbezie-
hung oder Transaktion eine grenziberschreitende Korrespondenzbeziehung ein
und der Sitz des Vertragspartners liegt in einem Drittstaat:

» Einholung ausreichender Informationen Uber lhren Vertragspartner;

¢ Welche Amter als PeP gelten, kdnnen Sie dem Amtsblatt der Europaischen Union Nr.

C/2023/724 vom 10.11.2023 entnehmen: https://t1p.de/wwtji
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» vor Begriindung der Geschéaftsbeziehung: Zustimmung eines Mitglieds der Flh-
rungsebene und Festlegung und Dokumentation der jeweiligen Verantwortlich-
keiten der Beteiligten in Bezug auf die Erfullung der Sorgfaltspflichten;

» Durchflihrung von Mal3nahmen um sicherzustellen, dass keine Nutzung einer
Bank-Mantelgesellschaft oder von Durchlaufkonten seitens lhres Vertragspart-
ners erfolgt.

Beachten Sie bitte, dass die genannten verstéarkten Sorgfaltspflichten auch dann durch-
zuftihren sind, wenn der Sitz des Vertragspartners im Européischen Wirtschaftsraum ist,
aber lhre Risikoanalyse ein hbheres Risiko ergibt.

5. Die Transaktion ist besonders komplex oder grof3, lauft ungewoéhnlich ab oder
erfolgt offensichtlich ohne wirtschaftlichen oder rechtmaBigen Zweck:

» Untersuchung der Transaktion hinsichtlich Geldwasche- oder Terrorismusfinan-
zierungsrisiken und hinsichtlich der Pflicht zur Abgabe einer Verdachtsmeldung,

> verstarkte kontinuierliche Uberwachung der dieser Transaktion zugrundeliegen-
den Geschéftsbeziehung, sofern eine vorhanden ist.

Beachten Sie bitte, dass Sie die Ergebnisse der genannten Untersuchung im Hinblick
auf Risiken und die Pflicht zur Abgabe einer Verdachtsmeldung aufzeichnen und aufbe-
wahren miissen (§ 8 Absatz 1 Nr. 3 GwG).

Koénnen Sie die verstarkten Sorgfaltspflichten nicht durchfiihren, dirfen Sie die

Geschaftsbeziehung nicht begriinden und/oder die Transaktion nicht durchfihren.

Beachten Sie bitte:

e Hinweise zu Drittldndern mit hohem Risiko finden Sie auf der Website
der FIU unter der Rubrik ,Fachliche Informationen / Drittldnder”.
Wichtig: Nur Lédnder, die von der Europaischen Kommission gelistet
sind, I6sen unmittelbar die oben genannten verstarkten Sorgfalts-
pflichten aus. Wurde ein Land auf andere Weise, insbesondere durch die
Financial Action Task Force (FATF) oder die Nationale Risikoanalyse
(NRA) gelistet, miissen Sie das im Rahmen lhrer Risikoanalyse bewerten
und eigene angemessene Sicherungsmalinahmen festlegen.

e Das Bundesfinanzministerium kann neue Fallgruppen fiir verstérkte
Sorgfaltspflichten schaffen.

o Die zustdndigen Aufsichtsbehérden kénnen die Durchfiihrung verstark-
ter Sorgfaltspflichten anordnen und Versté3e gegen die Anordnung mit
einer GeldbulRe ahnden.
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F. Aufzeichnung und Aufbewahrung (§ 8 GwG)

Dokumentation: Alle relevanten Informationen aufzeichnen und aufbewahren

Durch die Aufzeichnung und Aufbewahrung schaffen Sie Transparenz und im Fall von
strafrechtlichen Ermittlungen die flr die Arbeit der Polizei erforderliche Papierspur.

Die im Rahmen der Erfullung der Sorgfaltspflichten erhobenen Angaben und eingeholten

Informationen, zum Beispiel zum Vertragspartner, aber auch ber Geschaftsbeziehun-

gen und Transaktionen — insbesondere Transaktionsbelege — sind daher in geeigneter

Weise aufzuzeichnen und aufzubewahren. Soweit Kopien/Scans/Fotos von Dokumen-

ten gefertigt wurden, mit denen Sie die Identitat gepruft haben (insbesondere Ausweise

und Registerauszlige), gelten die darin enthaltenen Angaben als aufgezeichnet im Sinne
des Geldwaschegesetzes.

Daruber hinaus sind insbesondere auch zu dokumentieren:

o die Informationen Uber die Durchfihrung und Ergebnisse von Risikobewertungen
und uber die Angemessenheit der daraufhin ergriffenen Malinahmen,

e die Untersuchungsergebnisse Uber aulergewdhnliche Transaktionen und Erwa-
gungs- und Entscheidungsgrinde im Hinblick auf Sachverhalte, die eine Verdachts-
meldepflicht auslésen kénnten und

e die getroffenen MaRnahmen zur Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten und Do-
kumentation der Eigentums- und Kontrollstruktur sowie

e Dbei fiktiven* wirtschaftlich Berechtigten die MaRnahmen zur Uberpriifung der Identi-
tat und dabei ggf. aufgetretene Schwierigkeiten

Die Aufbewahrungsfrist flr diese Unterlagen betragt fiinf Jahre. Sie beginnt mit dem
Schluss des Kalenderjahres, in dem die pflichtauslésende Geschaftsbeziehung endet.
In allen Ubrigen Fallen, bspw. bei Transaktionen auRerhalb einer Geschéaftsbeziehung,
beginnt die Aufbewahrungsfrist mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die jewei-
lige Angabe festgestellt worden ist. Die Frist kann auf bis zu zehn Jahre erweitert wer-
den, soweit andere gesetzliche Bestimmungen Uber Aufzeichnungs- und Aufbewah-
rungspflichten eine langere Frist vorsehen. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die
Unterlagen unverzuglich zu vernichten.

G. Verdachtsfalle und Meldepflichten (§§ 43 ff. GwG)
.  Meldepflicht (§ 43 Absatz 1 GwG)

Vertragspartner legt wirt-
schaftlich Berechtigten
nicht offen

Verdachtsmeldung
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Haben Sie Anhaltspunkte daflir, dass Vermogenswerte eine illegale Herkunft haben (es
sich also um ,schmutziges Geld“ handelt) oder stehen die Vermdgenswerte im Zusam-
menhang mit Terrorismusfinanzierung oder hat der Vertragspartner lhnen gegeniber
nicht offengelegt, ob er fir einen wirtschaftlichen Berechtigten handelt, so sind Sie ver-
pflichtet, diesen Sachverhalt unverzuglich der Zentralstelle fir Finanztransaktionsunter-
suchungen ,Financial Intelligence Unit“ (FIU) zu melden. Unbenommen bleibt lhnen, ob
Sie daneben eine Strafanzeige oder einen Strafantrag stellen, dies missen Sie der FIU
bei lhrer Verdachtsmeldung jedoch mitteilen.

Wichtig: Die Meldepflicht gilt dabei unabhéngig von der Héhe des Geschéfts (bei Gliter-
héndlern, Verpflichteten aus der Kunstbranche und der Vermittlung von Mietvertrdgen also
auch bei Unterschreitung der einschldgigen Schwellenwerte) und der Zahlungsart (bar oder
unbar).

. Form der Meldung (§ 45 Absatz 1 GwG)

Die Verdachtsmeldung an die FIU hat grundsatzlich Uber das elektronische Meldeportal
,JOAML Web*“” zu erfolgen. Nur bei einer Stérung der elektronischen Datentibermittlung
ist eine Meldung auf anderem Weg zulassig. Die Nutzung von ,goAML Web* setzt vo-
raus, dass Sie sich registriert haben. Aus diesem Grund besteht fir fast alle Verpflichte-
ten unabhangig von der Abgabe einer Verdachtsmeldung die Pflicht, sich bei der FIU zu
registrieren. Lediglich fir Glterhandler, die nicht mit Kunst, Schmuck, Uhren, Edelmetall,
Edelsteinen, Kraftfahrzeugen, Schiffen, Motorbooten oder Luftfahrzeugen handeln, gilt
die Registrierungspflicht erst ab dem 1. Januar 2027.

Dennoch empfiehlt sich fur alle Verpflichteten die friihzeitige Registrierung: Sie schafft
nicht nur Uberhaupt die Moglichkeit, Verdachtsfalle zu melden - Sie gewahrt auch Zu-
gang zu einem nicht 6ffentlichen Bereich der FIU-Seite, in dem zahlreiche wertvolle In-
formationen, z. B. zum Erkennen von Verdachtsfallen, zu finden sind. Nahere Informati-
onen zu Verdachtsmeldungen finden Sie unter www.fiu.bund.de.

lll. Konsequenzen einer Meldung (§§ 46, 47 Absatz 1 GwG)

Nach Abgabe einer Verdachtsmeldung darf das zugrundeliegende Geschéft nicht durch-
gefuhrt werden, es sei denn, ein derartiger Aufschub des Geschéfts wirde die Aufkla-
rung einer Straftat behindern. Erst nach Zustimmung der FIU oder der Staatsanwalt-
schaft oder nach Ablauf des dritten Werktags nach Abgabe der Verdachtsmeldung darf
das Geschéft frihestens durchgefiihrt werden, wenn die FIU oder die Staatsanwaltschaft
die Durchfuhrung nicht untersagt haben. Eine Zustimmung zur Durchfiihrung der Trans-
aktion (explizit oder durch Fristablauf) bedeutet weder, dass die Transaktion legalen Hin-
tergrund hat, noch, dass die Anhaltung oder die Verdachtsmeldung unberechtigt waren.
Derartige Prufungen sind vom Verpflichteten in eigener Verantwortung durchzufihren.

Sie durfen lhren Vertragspartner und sonstige Dritte nicht dartber informieren, dass Sie
eine Verdachtsmeldung abgegeben haben oder abgeben werden!

Unter bestimmten Voraussetzungen hat eine Verdachtsmeldung strafbefreiende Wir-
kung (siehe § 43 Absatz 4 GwG).

7 Weiterfuhrende Informationen finden Sie auf der Website der FIU: https://goaml.fiu.ound.de/Home
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IV. Kontaktaufnahme mit der FIU

Informationen zum Verfahren bei den Verdachtsmeldungen und die direkten Kontakt-
maoglichkeiten zur Generalzolldirektion (FIU) finden Sie unter www.fiu.bund.de und
https://goaml.fiu.bund.de.

H. Woeitere Informationen

Weiterfuhrende Informationen entnehmen Sie bitte den Internetseiten Ihrer Aufsichtsbe-
hoérde und insbesondere den erganzenden Merkblattern und Formularen sowie den Aus-
legungs- und Anwendungshinweisen der Lander der Bundesrepublik Deutschland fur
den Nichtfinanzsektor zum Geldwaschegesetz.
Die Senatorin fur Wirtschaft, Hafen und Transformation ist nach § 50 Nr. 9 GwG i. V. m.
§ 1 Abs. 1 der Bekanntmachung Uber die nach dem Geldwaschegesetz zustandigen
Behdrden zustandige Aufsichtsbehdrde fir die geldwascherechtliche Aufsicht Uber

1. Finanzunternehmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwG,

2. Versicherungsvermittler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 GwG,

3. Dienstleister fur Gesellschaften und Treuhandvermdgen oder Treuhander nach
§ 2 Abs. 1 Nr. 13 GwG,

4. Immobilienmakler nach § 2 Abs. 1 Nr. 14 GwG und

5. Guterhandler, Kunstvermittler und Kunstlagerhalter, soweit die Lagerhaltung in
Zollfreigebieten erfolgt nach § 2 Abs. 1 Nr. 16 GwG.

lhr Kontakt:
Die Senatorin fur Wirtschaft, Hafen und Transformation
Abteilung 5 — Gewerbeangelegenheiten

Stabsstelle 5-1 - Grundsatz und Rechtsangelegenheiten

E-Mail: geldwaeschepraevention@wht.bremen.de

Dieses Merkblatt soll - als Service lhrer Aufsichtsbehérde — nur eine moglichst allgemein verstandliche Hil-
festellung geben und erhebt daher keinen Anspruch auf Vollstandigkeit. Grundlage ist das Geldwaschege-
setz (GwG) vom 23. Juni 2017 (BGBI |, Nr. 39, S. 1822 ff.), zuletzt gedndert am 27. Dezember 2024
(BGBI. | Nr. 438).

Stand: Mai 2025
-20 -


http://www.fiu.bund.de/
https://goaml.fiu.bund.de/
mailto:geldwaeschepraevention@wht.bremen.de

	Vorbemerkung:
	A. Geldwäscheprävention – Ein Thema für mich?!
	B. Risikomanagement
	I. Risikoanalyse (§ 5 GwG)
	II. Interne Sicherungsmaßnahmen und Geldwäschebeauftragter (§§ 6 und 7 GwG)
	1. Interne Grundsätze, Verfahren und Kontrollen
	2. Geldwäschebeauftragter und Stellvertreter
	3. Unterrichtung der Mitarbeiter
	4. Zuverlässigkeitsüberprüfung der Mitarbeiter
	5. Auslagerung interner Sicherungsmaßnahmen („Outsourcing“)


	C. Sorgfaltspflichten in Bezug auf Kunden
	I. Identifizierung, § 10 Absatz 1 Nummer 1 GwG
	1. Wer ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1 GwG)
	2. Wann ist zu identifizieren? (§ 11 Absätze 1 u. 2, § 10 Absätze 3, 6 u. 6a GwG)
	3. Wie ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 4, § 12 Absätze 1 u. 2 und § 8 Absatz 2 GwG)

	II. Wirtschaftlich Berechtigter (§ 3 und § 11 Absatz 5 GwG)
	III. Politisch exponierte Personen („PeP“)

	D. Vereinfachte Sorgfaltspflichten (§ 14 GwG)
	E. Verstärkte Sorgfaltspflichten (§ 15 GwG)
	F. Aufzeichnung und Aufbewahrung (§ 8 GwG)
	G. Verdachtsfälle und Meldepflichten (§§ 43 ff. GwG)
	I. Meldepflicht (§ 43 Absatz 1 GwG)
	II. Form der Meldung (§ 45 Absatz 1 GwG)
	III. Konsequenzen einer Meldung (§§ 46, 47 Absatz 1 GwG)
	IV. Kontaktaufnahme mit der FIU

	H. Weitere Informationen



